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standes einer Bestimmung durch Herkommen und Gewohnheit
überlässt. Die Carolina definiert weder Brandstiftung noch Raub;
sie spricht in hergebrachter Weise schlagwortartig von brenner
(Art. 125) und rauber (Art. 126). Andere Regeln wiederum be-
schreiben Straftatbestände ausführlich. So werden beispielsweise
die Tötungsdelikte (etlich böse tödtung) sorgfältig ausdifferenziert
(Art. 130 ff.). Dabei wird auch die alte deutschrechtliche Unter-
scheidung von Mord als heimlicher und Totschlag als offener
Tötung durch eine Differenzierung nach dem Vorbild des rö-
misch-italienischen Rechts ersetzt: Die Carolina kennt einerseits
den fürsetzlichen mörder, also den mit Vorbedacht oder Überle-
gung, mithin vorsätzlich handelnden Täter, andererseits denjeni-
gen, der eyn todschlag ... auß gescheyt und zorn gethan (Art. 137),
also aus Jähheit und Zorn gehandelt hat. Mörder wie Totschläger
i.d.S. werden allerdings beide mit dem Tod bestraft; nur die Hin-
richtungsart ist bei Totschlag milder (Schwert statt Rad).

Mord und Totschlag werden in Art. 137 durch den »fursetz«
abgegrenzt. Das Merkmal bezeichnet nicht den heutigen »Vor-
satz«, sondern das vermutlich im mittelalterlichen italienischen
Recht entwickelte, intellektuelle Kriterium des Vorbedachts
(praepositum), als Gegensatz zu Jähheit und Zorn. So erwähnt
auch Art. 250 Bambergensis »furgesetzte mörderey, die mit boss-
hafftiger vorbetrachtung vnd verwartung geschieht«. Der unbe-
stimmt gehaltene Raub (Art. 126) ist nicht mehr wie im deut-
schen Recht als offene Wegnahme, sondern römisch-rechtlich als
gewaltsame Entwendung zu sehen.

H. WÜRDIGUNG
Die Carolina ist ein Gesetzeswerk, das materiellrechtlich immer
noch mittelalterliche, strafprozessrechtlich aber neuzeitliche Züge
trägt.

Als erste strafprozessrechtliche Neuerung, die die Carolina im
Vergleich zum mittelalterlichen Strafprozessrecht einführte, ist die
Stärkung der Position des Angeklagten zu nennen. Die Carolina
schrieb vor, dass mindestens ein Zeuge für die Tat und zwei Zeu-
gen für die Indizien vorliegen mussten. Diese Zeugen mussten
überdies einen guten Leumund haben. Damit erreichte die Caro-
lina die Domestizierung der Folter, weil nur bei Vorliegen von In-
dizien mit erheblicher Aussagekraft die Folter angewendet werden
konnte. Außerdem war das Geständnis des Angeklagten von zent-
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� SACHVERHALT
A ist Eigentümer einer Druckerei. Im Zuge der Lagererweiterung erwirbt er am 01.02.2008 unter
Eigentumsvorbehalt sowohl einen Gabelstapler als auch einen (nicht zum Straßenverkehr zugelasse-
nen) Elektrokarren vom Lagerfahrzeughändler B. Er setzt beide wie geplant im Papierlager ein.

B wird jedoch im Lauf des Frühlings von Geldsorgen geplagt, und so entschließt er sich, »ein
Ding zu drehen«. Er verkauft den Elektrokarren aufgrund einer Internet-Annonce am 01.04.2008
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raler Bedeutung. Strafprozessual von prominenter Wichtigkeit war
überdies die Ausgestaltung des Inquisitionsprozesses, der das Offi-
zial- und das Instruktionsprinzip kannte. Mit Offizialprinzip war
die Amtsermittlung gemeint, bei der der Richter nicht bloß die Er-
mittlungen und den Prozess leitete, sondern darüber hinaus die
Entscheidungskompetenz innehatte. Die für das Mittelalter so ty-
pische Trennung zwischen Richter und Urteilerbank wandelte sich
mit der Carolina in ein neuzeitliches System des einheitlichen Kol-
legialgerichts, d.h. ein Gericht mit mehreren Richterkollegen.

Nach der Instruktionsmaxime war der Richter von Amts wegen
dazu verpflichtet, die objektive Wahrheit umfassend zu erforschen.
Schließlich schaltete die Carolina die juristischen Fakultäten in den
Strafprozess dadurch ein, dass sie es dem Richter ermöglichte, in
Zweifelsfällen sachkundigen Rat bei den Universitäten einzuholen;
dazu wurden die Akten an die Fakultäten versandt.

Die aus heutiger Sicht so kritikwürdigen Elemente, nament-
lich das altertümliche Strafensystem, die Heimlichkeit des
Verfahrens, die Personenidentität von Verfolgungsbehörde und
Richter, die Zulässigkeit der Folter und die mangelhafte Verteidi-
gungsmöglichkeit ändern nichts daran, dass die Carolina für die
Strafrechtspflege der Neuzeit bedeutende Fortschritte angestoßen
hat. Den Juristen des 19. Jahrhunderts jedenfalls war die Qualität
der Carolina geläufig. Friedrich Carl von Savigny, einer der Be-
gründer der historischen Rechtsschule, hat 1814 dem Gesetzbuch
seine Anerkennung gezollt: »Ich kenne aus dem achtzehenden
Jahrhundert kein Deutsches Gesetz, welches in Ernst und Kraft
des Ausdrucks mit der peinlichen Gerichtsordnung Karls des
fünften verglichen werden könnte«.4

Trotz ihrer nur subsidiären Geltung erlangte die Carolina indes
ein Ansehen, wie kaum ein anderes Gesetz jener Epoche. Sie bil-
dete den Kern aller strafrechtlich ausgerichteten Wissenschaft bis
zu den Kodifikationen des ausgehenden 18. und beginnenden
19. Jahrhunderts. Sie hat dem modernen Richtertum den Weg be-
reitet, die römisch-oberitalienischen Begriffe und Doktrinen mit
dem einheimischen Herkommen verschmolzen und damit der ge-
meindeutschen Strafrechtswissenschaft eine Grundlage geschaffen.

4 Friedrich Karl von Savigny, Vom Beruf unserer Zeit für Gesetzgebung und Rechtswissen-
schaft, 1814, S. 52; Neudruck in: Jacques Stern (Hrsg.), Thibaut und Savigny, 1959,
S. 101.
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ein weiteres Mal – diesmal an D. In der Nacht verschafft er sich Zutritt zum Firmengelände des A
und fährt den Elektrokarren auf seinen Lieferwagen. Am 02.04.2008 liefert er den Elektrokarren
dann vereinbarungsgemäß gegen Barzahlung an D, der keinen Verdacht schöpft.

A ist über den Verlust betrübt, zumal der Karren nicht gegen Diebstahl versichert war; B hinge-
gen besteht auf der weiteren Ratenzahlung, da das Diebstahlsrisiko schließlich bei A liege. Schon
bald unglücklich über die hohen Monatsraten für die beiden Fahrzeuge und den (noch marktüblich)
hohen Effektivzins, entschließt sich A zu einer »Umschuldung« und nimmt daher am 01.10.2008
bei C einen vergleichsweise günstigen Kredit auf. A und C vereinbaren, dass C, der sich für den
Kreditzweck nicht interessiert, als Kreditsicherheit den Gabelstapler haben solle, dass A diesen bis
zum etwaigen (näher festgelegten) Sicherungsfall weiter nutzen, nicht jedoch veräußern dürfe und
dass die Sicherheit bei Rückzahlung des Kredits automatisch »erlösche«. Mit der von C erhaltenen
Darlehensvaluta zahlt A am 15.10.2008 den Restkaufpreis für den Gabelstapler und den Elektrokar-
ren an B, der das Geld anstandslos akzeptiert.

Im Lauf des nächsten Jahres floriert das Geschäft des A, und so macht ihm die E nach einer
eingehenden Betriebsbesichtigung schließlich ein Kaufangebot, das er nicht ablehnen kann. Am
02.11.2009 werden der Kaufvertrag zwischen A und E über »die Druckerei A« notariell beurkundet
und (in derselben Urkunde) die Auflassung erklärt. Die Übergabe des laufenden Betriebs wird
»unabhängig vom Zeitpunkt des dinglichen Vollzugs« zum Wechsel des Kalenderjahrs vereinbart.
Die antragsgemäße Grundbucheintragung der E erfolgt bereits am 05.12.2009. Am 12.12.2009
führt A mit einem Teil des Kaufpreises den Kredit bei C vollständig zurück.

Als »cleverer Geschäftsmann« will A vor Betriebsübergang die besten Maschinen noch in Sicher-
heit bringen, um sie nicht der E »in den Hals zu werfen«. Bis Jahresende könne er schließlich noch
bestimmen, was zur veräußerten Druckerei dazugehöre und was nicht! Am 18.12.2009 transportiert
A deshalb den Gabelstapler ab und bringt ihn in seine private Garage.

Zum Jahreswechsel 2009/2010 übernimmt E den Betrieb und stellt sogleich erschrocken fest,
dass der Gabelstapler und einige andere der wichtigsten Maschinen fehlen. Sie beschwert sich bei
A, dass sämtliches Inventar schließlich ihr gehöre.

Untersuchen Sie jeweils der Chronologie folgend die Eigentumslage an (A) dem Elektrokarren und
(B) dem Gabelstapler.

� LÖSUNG

A. EIGENTUMSLAGE AM ELEKTROKARREN

I. 01.02.2008

Eigentumsvorbehalt

Ursprünglich war B Eigentümer des Elektrokarrens (zumindest widerlegt nichts die Vermutung
nach § 1006 I 1 BGB). Er könnte sein Eigentum jedoch durch Übereignung gem. § 929 S. 1 BGB
an A verloren haben. Allerdings erfolgte der Erwerb »unter Eigentumsvorbehalt«, also entsprechend
der Auslegungsregel von § 449 I BGB – für eine andere Abrede zwischen A und B fehlen
Anhaltspunkte – unter der aufschiebenden Bedingung der vollständigen Kaufpreiszahlung, die zu-
nächst nicht erfolgt ist. Damit entfaltet die Übereignung zunächst gem. § 158 I BGB keine Wir-
kung und bleibt B Eigentümer.

II. 02.04.2008
B könnte sein Eigentum am Elektrokarren aber am 02.04.2008 durch Übereignung gem. § 929
S. 1 BGB an D verloren haben. Dazu müssten sich B und D über den Eigentumsübergang geeinigt
haben, der Karren müsste übergeben worden und B müsste zur Übereignung dinglich berechtigt
gewesen sein. In der Lieferung des Elektrokarrens liegen eine Einigung zwischen B und D über den
Eigentumsübergang und eine Übergabe des Elektrokarrens.

Berechtigung des B

rechtsgeschäftliches
Veräußerungsverbot

Fraglich ist daher nur, ob B zur Verfügung berechtigt war. Verfügungsberechtigt ist jedenfalls der
Eigentümer (§ 903 BGB), soweit keine gesetzlichen oder behördlichen Verfügungsbeschränkungen
bestehen. B war Eigentümer des Karrens, ohne dass er durch Gesetz oder behördliches Verbot in
der Verfügung beschränkt war. Sollte man dem Kaufvertrag zwischen A und B (durchaus lebensnah)
durch ergänzende Auslegung die Abrede entnehmen wollen, dass B über den Karren nicht mehr
verfügen solle, so hätte diese gem. § 137 S. 1 BGB jedenfalls keine dingliche Wirkung. B war daher
zur Veräußerung des Karrens an D berechtigt.

Hinweis: Teilweise wird § 161 I BGB rückwirkende Kraft beigemessen (Brox JuS 1984, 657 [658];
a.A. Staudinger/Bork BGB, 01/2003, § 161 Rn. 12). Dann wäre es legitim, aber nicht erforderlich,
hier bereits auf die Wirkungen der Zahlung vom 15.10.2008 im Verhältnis zwischen B und D
einzugehen – B wäre danach ggf. rechtlich ex post bis zum 15.10.2008 Eigentümer geblieben.

Folglich ist D am 02.04.2008 Eigentümer des Karrens geworden.
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